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Bankkonten im Ausland – der gläserne Steuerbürger? 
 
 
 
Die Diskussion zur Selbstanzeige bei Steuerhinterziehungen lässt die Frage aufkommen 
nach den Informationsquellen des Finanzamts über Konten im Ausland. 
 
Diese Informationsquellen wurden in den letzten Jahren zugunsten des Fiskus laufend ver-
bessert, so dass aufgrund von „Transparenzvorschriften“ das Entdeckungsrisiko größer ge-
worden ist. 
 
 
Im Einzelnen gibt es folgende Informationsquellen für den Fiskus: 
 

1. Informationsaustausch zwischen den einzelnen EU-Staaten im Rahmen der EU-
Amtshilferichtlinie 
 
Die EU-Amtshilferichtlinie bietet die Grundlage für die Offenlegung von Informationen 
im steuerlichen Bereich. Diese Amtshilferichtlinie sieht ab 2014 einen automatischen 
Informationsaustausch für folgende Einkunftsarten vor: 
 

• Vergütungen aus unselbständiger Arbeit 
• Vergütungen aus Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen 
• Auszahlungen von Lebensversicherungen 
• Vereinnahmung von Ruhegehältern 
• Eigentum an unbeweglichem Vermögen (Grundstücke und Gebäude) und die 

Einkünfte daraus 
 
 

2. Neue Doppelbesteuerungsabkommen mit erweiterter Auskunftsklausel 
 
Die jüngeren bzw. neueren Doppelbesteuerungsabkommen enthalten deutlich ver-
besserte Möglichkeiten der Informationsbeschaffung bzw. des Informationsaustau-
sches zwischen den beteiligten Ländern. Dies gilt beispielsweise für Liechtenstein,  
für Luxemburg, aber auch für Singapur.  
 
 

3. Die Gruppenabfrage: 
 
Das OECD-Musterabkommen ist die Grundlage für die meisten Doppelbesteue-
rungsabkommen, die u. a. der Finanzverwaltung die Möglichkeit bieten, über speziel-
le Suchkriterien bei dem befragten Staat bzw. Banken eine große Menge von Daten-
material zu Tage zu fördern. Voraussetzung ist, dass eine Auswahl durch die Benen-
nung von Fakten, Verhaltensmustern oder eindeutigen Identifizierungsmerkmalen er-
folgt. Anfragen ins Blaue hinein sind allerdings nicht möglich.  
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Gruppenanfragen sind möglich für die Bereiche mit folgenden Fragestellungen: 
 

• die namentliche Nennung von Kunden, die Post nur banklagernd verwahren, 
• die namentliche Nennung von Kunden, die Konten ganz aufgelöst haben 

durch Barabhebung,  
• die namentliche Nennung von Kunden, die in bestimmte Anlageprodukte  

(z. B. ausländische Lebensversicherungen) investiert haben 
 
 

4. Informationsaustausch zwischen den EU-Ländern (Zinsrichtlinie) 
 
Innerhalb aller EU-Länder wird bereits ein Informationsaustausch für Kapitalanlagen 
praktiziert – einzige Ausnahme sind derzeit noch die Länder Luxemburg und Öster-
reich. Dieser Informationsaustausch hat zur Folge, dass Konten automatisch zwi-
schen den beteiligten EU-Ländern auszutauschen. 
 
Für die Zeiträume ab 2015 hat sich auch Luxemburg der EU-Zinsrichtlinie ange-
schlossen, d. h. Luxemburg hat sich zum einen bereiterklärt, gegenüber den USA 
Auskünfte zu erklären und dies auch nun für die europäischen Länder erklärt. 
 
 

5. Informationsaustausch zwischen Deutschland und USA 
 
Neben dem bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Deutschland und 
USA gibt es den Foreign Account Tax Compliance Act, FATCA. In dieser Verein-
barung wird ausländischen Finanzdienstleistern die Pflicht auferlegt, Kontoinformati-
onen amerikanischer Anleger an die US-Steuerbehörde zu liefern. Dieses Abkommen 
beruht auf dem Grundsatz der Gegenseitigkeit. Deshalb haben sich die USA gegen-
über der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, Informationen über Zins- und Divi-
denden-Einkünfte bereitzustellen. 
 
Interessant ist die Tatsache, dass dieses Abkommen derzeit die Grundlage für ähnli-
che Abkommen mit anderen Staaten bilden kann. Es wird derzeit an einem entspre-
chenden Grundsatz-Papier gearbeitet (tax relief and compliance enhancement). 

 
 
Und die Quintessenz: 
Die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Staaten in Sachen Steuerinformationen wird 
immer intensiver. Dies bedeutet nicht, dass die Selbstanzeige an Bedeutung verliert, viel-
mehr ist die Selbstanzeige immer noch oder gerade deshalb die Möglichkeit, Kapital und 
deren Erträge zu legalisieren und einem Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung mit all 
den damit verbundenen sehr teuren und unangenehmen Folgen zuvorzukommen. 
 
 


